
Kirchliches Arbeitsgericht 

 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 

     Verkündet laut Protokoll am 20.01.2022 

 

Aktenzeichen: KAG Mainz M 12/21 Sp 

 

U R T E I L 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 

1. S., 
 

- Kläger - 
gegen 
 
2. M. gGmbH, Bezirk Sp., 
 

- Beklagte - 
 

 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz auf die mündliche Verhandlung 

vom 20.01.2022 durch den Richter Dr. S. und die beisitzenden Richter E. 

und W. für Recht erkannt: 

 

 

 

 

1. Die Beklagte wird verurteilt, zu einer Mitarbeiterversammlung zur 

Wahl eines Wahlvorstandes für die Einrichtung im Bezirk Sp. ein-

zuladen. 

2. Die Revision gegen dieses Urteil wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand 

 

Die Parteien streiten um die Frage, ob die beklagte Dienstgeberin verpflich-

tet ist, zu einer Mitarbeiterversammlung zur Wahl eines Wahlvorstands für 

die Einrichtung des M. im Bezirk Speyer einzuladen.  

 

Der Kläger ist ein festangestellter teilzeitbeschäftigter Mitarbeiter bei der 

Beklagten im Bereich der Diözesangeschäftsstelle S.. Mit Schreiben vom 

31.05.2021 hat er sich an die Leitung seiner Geschäftsstelle gewendet mit 

der Bitte, alles Notwendige zu organisieren, damit eine MAV-Wahl stattfin-

den könne. Diesem Verlangen des Klägers ist die Beklagte weder vorge-

richtlich noch im Laufe des gerichtlichen Verfahrens nachgekommen.  

 

Im vorliegenden Klageverfahren begehrt der Kläger zuletzt die gerichtliche 

Verpflichtung der Beklagten, entsprechend der Handlungsanweisung des 

Bischofs von Speyer im Oberhirtlichen Verordnungsblatt des Bistums 

Speyer vom 28.05.2021 eine Mitarbeiterversammlung zur Wahl eines Wahl-

vorstandes zu organisieren.  

 

Der Kläger hatte die Klage zunächst gegen den M. e. V., Diözesange-

schäftsstelle Sp., gerichtet. Auf entsprechende Rüge und Anregung der Be-

klagten hat er sodann angeregt, das Beklagtenrubrum dahingehend berich-

tigen, dass sich die Klage gegen die M. gGmbH, Diözesangeschäftsstelle 

Sp., richtet. Diesem Begehren beider Parteien auf Berichtigung der Beklag-

tenbezeichnung ist das Gericht im Anhörungstermin vom 20.01.2022 durch 

Rubrumsberichtigung nachgekommen. Zu diesem Termin war die Beklagte 

ordnungsgemäß geladen, es ist für sie bei Aufruf der Sache allerdings nie-

mand erschienen. 
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Der Kläger beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, gemäß § 10 Abs. 1 MAVO Bistum Speyer 

zu einer Mitarbeiterversammlung zur Wahl eines Wahlvorstands ein-

zuladen. 

 
Die Beklagte hat das ursprüngliche Klagebegehren des Klägers für unzu-

lässig erachtet, da dieser beim M. gGmbH beschäftigt sei. Auch bestehe 

von den Mitarbeitern der Beklagten kein Wunsch, eine MAV zu bilden, da 

die Mitarbeiter des Rettungsdienstes dies in einer Dienstbesprechung vom 

10.11.2011 abgelehnt hätten. 

 

Zur näheren Darstellung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der von den Parteien zur Gerichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anla-

gen sowie auf die zur Sitzungsniederschrift vom 20.01.2022 getroffenen 

Feststellungen Bezug genommen.  

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Klage zulässig und begründet.  

 

Das angerufene Kirchliche Arbeitsgericht ist sowohl örtlich als auch sachlich 

zuständig. Zwar ist der M. ein Orden päpstlichen Rechts, er ist aber Mitglied 

im Deutschen Caritasverband und somit findet die Grundordnung und damit 

auch die MAVO in ihren Einrichtungen Anwendung.  

 

Liegen die Voraussetzungen zur Bildung einer Mitarbeitervertretung nach  

§ 6 MAVO – was vorliegend unzweifelhaft der Fall ist – vor, dann ist der 

Dienstgeber gem. § 10 Abs. 1 MAVO nach der zwingenden Norm von § 1a 

Abs. 1 MAVO verpflichtet, zu einer Mitarbeiterversammlung einzuladen mit 

dem Ziel, einen Wahlausschuss zu wählen. Kommt der Dienstgeber dieser 

Verpflichtung nicht nach, dann kann jeder Bedienstete der Einrichtung das 
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Kirchliche Arbeitsgericht anrufen, damit das Gericht den untätigen Dienst-

geber zu einem entsprechenden Handeln verurteilt. Damit ist auch das an-

gerufene Kirchliche Arbeitsgericht vorliegend sachlich zuständig.  

 

Im Verhandlungstermin vom 20.01.2022 war trotz Nichterscheinens der Be-

klagten durch Endurteil i. S. v. § 43 Abs. 1 KAGO zu entscheiden. Das Ver-

fahren vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht kennt kein Versäumnisverfahren 

i. S. v. § 331 ZPO (Schwab in Schwab/Weth, Komm. zum ArbGG, 6. Aufl., 

Das Verfahren vor den kirchlichen Arbeitsgerichten, katholisch, Rz 17).  

Erscheinen Beteiligte – wie vorliegend die Beklagte – trotz ordnungsgemä-

ßer Ladung zum Termin zur mündlichen Verhandlung nicht, dann ist in ihrer 

Abwesenheit zu verhandeln und zu entscheiden. Hierüber sind die Parteien 

gem. § 32 Satz 2 KAGO mit der Ladung belehrt worden. 

 

In der Sache ist die Klage auch begründet. Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 MAVO 

ist der Dienstgeber verpflichtet, zu einer Mitarbeiterversammlung bei Vorlie-

gen der gesetzlich normierten Voraussetzungen für die Bildung einer Mitar-

beitervertretung einzuladen. Dies ist eine eigenständige Aufgabe des 

Dienstgebers, ohne dass es hierzu einer Mitwirkungsverpflichtung von ei-

nem oder mehreren Mitarbeitern der Einrichtung bedarf.  

 

Dieser Verpflichtung ist die Beklagte vorliegend nicht nachgekommen. Ihre 

Berufung auf § 10 Abs. 2 MAVO führt vorliegend zu keinem anderen Ergeb-

nis. § 10 Abs. 2 MAVO regelt den Fall, dass eine Mitarbeiterversammlung 

stattgefunden hat, ohne dass es zur Bildung eines Wahlausschusses ge-

kommen ist. Besteht auf einer vom Dienstgeber einberufenen Mitarbeiter-

versammlung etwa kein Wunsch der erschienenen Mitarbeiter zur Bildung 

eines Wahlausschusses, dann ist grundsätzlich zunächst der gesetzlichen 

Verpflichtung genüge getan. Eine neue Mitarbeiterversammlung mit dem 

Ziel der Bildung eines Wahlausschusses bedarf auf Mitarbeiterseite in der 

Folgezeit dann eines Antrages von mindestens einem Zehntel der Mitarbei-

ter. Es spricht viel dafür, dass in solch einem Falle der Dienstgeber auch 
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beim Fehlen eines qualifizierten Antrags nach Ablauf eines Jahres seit der 

vorangegangenen Mitarbeiterversammlung von sich aus gehalten ist, er-

neut eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung eines Wahlausschusses 

gem. § 10 Abs. 1 MAVO einzuberufen, weil gerade der Dienstgeber gem.  

§ 1a Abs. 1 MAVO dafür zu sorgen hat, dass in seinen Einrichtungen eine 

MAV zu bilden ist (Thiel in: Thiel/Fuhrmann/Jüngst, MAVO, 8. Aufl., § 10, 

Rz 31). Ansonsten würde auch noch nach Jahren – die MAVO sieht hier 

keine zeitliche Grenze vor – das Postulat von § 1a Abs. 1 MAVO nur durch 

das deutlich erweiterte Antragserfordernis eingeschränkt realisierbar sein, 

wenn auch nur einmal eine Mitarbeiterversammlung ohne feste Bildung ei-

nes Wahlausschusses – aus welchen Gründen auch immer – stattgefunden 

hatte. Diese Rechtsfrage ist in der Literatur allerdings umstritten. So wird 

angenommen (Simon in Freiburger Komm. zur MAVO, § 10, Rz 14; Weber 

in Eichstätter Komm. MAVO, 2. Aufl., § 10 Rz 6) beide Voraussetzungen 

von § 10 Abs. 2 MAVO müssten kumulativ erfüllt sein, d. h. erst nach Ablauf 

eines Jahres und eines Antrages von mindestens eines Zehntels der wahl-

berechtigten Mitarbeiter hat der Dienstgeber erneut zu einer Mitarbeiterver-

sammlung nach § 10 Abs. 1 MAVO einzuladen. Diese Auffassung dürfte mit 

der Ratio von § 1a Abs. 1 MAVO kaum in Einklang stehen. Im Streitfalle 

kann aber dahingestellt bleiben, welcher Auffassung vorliegend zu folgen 

ist, weil die Beklagte bisher zu keiner Mitarbeiterversammlung (vgl. § 4 

MAVO) eingeladen hatte. Nach § 4 MAVO besteht die Mitarbeiterversamm-

lung aus den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Personen, die in 

der Einrichtung eingegliedert sind. Eine solche umfassende Mitarbeiterver-

sammlung hat die Beklagte nach ihrem eigenen Sachvortrag nicht durchge-

führt. Sie hatte zwar am 10.11.2011 – also vor über zehn Jahren – zu einer 

Dienstbesprechung des Rettungsdienstes eingeladen und dort auch die Bil-

dung einer Mitarbeitervertretung thematisiert gehabt. Dies war aber nur eine 

Besprechung eines eng begrenzten Teilnehmerkreises und gerade keine 

Besprechung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Dienststelle. Dieser 

beschränkte Teilnehmerkreis war auch nicht Part einer Teilversammlung     

i. S. v. § 4 Satz 3 MAVO.  
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Es kann vorliegend auch dahingestellt bleiben, welchen Rechtscharakter 

die „Handlungsanweisung“ zur Mitarbeitervertretungsordnung für die Diö-

zese Speyer für das Wahljahr 2021 in Zeiten der Corona-Pandemie (vgl. 

Oberhirtliches Verordnungsblatt – Amtsblatt für das Bistum Speyer vom 

28.05.2021, S. 73) hat. Auch das nur dort und nicht in § 10 Abs. 1 MAVO 

genannte Antragserfordernis eines Mitarbeiters ist vorliegend erfüllt. Der 

Kläger hatte einen Wunsch zur Gründung einer Mitarbeitervertretung 

schriftlich bei der Beklagten am 31.05.2021 der Beklagten angezeigt, ohne 

dass diese dann einschlägig aktiv geworden ist.  

 

Nach alledem war der begründeten Klage stattzugeben. 

 

Die Revision zum KAGH konnte angesichts der gesetzlichen Kriterien von 

§ 47 Abs. 2 KAGO nicht zugelassen werden.  

 

Ein Rechtsmittel ist gegen diese Entscheidung nicht gegeben. 

  

Auf die Möglichkeit der Einlegung einer Nichtzulassungsbeschwerde nach 

§ 48 KAGO wird hingewiesen.  

 

 

 


